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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. September 1969 

III/l — 68070 — E — Fl 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Zähler für Flüssig- 
keiten (außer Wasser). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. August 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Dr. Schröder 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Zähler für Flüssigkeiten (außer Wasser) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
auschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten sind der Bau sowie das 
Prüfverfahren von Flüssigkeitszählern durch zwin- 
gende Vorschriften geregelt, die von Mitgliedstaat 
zu Mitgliedstaat verschieden sind und deshalb bei 
diesen Geräten zu Handelshemmnissen führen; des- 
halb sind diese Bestimmungen anzugleichen. 

Durch die Richtlinie des Rates vom . . . zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Meßgeräte wurde die Tragweite der Meß- 
geräte der EWG-Bauart sowie das Verfahren zur 
EWG-Bauartzulassung und zur EWG-Ersteichung 
definiert. Gemäß dieser Richtlinie sind technische 
Vorschriften festzulegen, denen Flüssigkeitszählern 
genügen müssen, um als EWG-Bauart zu gelten, so- 
wie die diesbezüglichen Prüfverfahren. 

Um die unmittelbare Verwendung dieser Geräte 
in Meßanlagen für Flüssigkeiten zu -ermöglichen, er- 
scheint es angebracht, bereits jetzt die nationalen 
Bestimmungen über die Fehlergrenzen dieser An- 
lagen zu harmonisieren - — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die folgende Richtlinie bezieht sich auf volumetri- 
sche Zähler für Flüssigkeit außer Wasser, bei denen 
die Flüssigkeit die Bewegung von beweglichen 
Trennwänden von Meßkammern hervorruft und mit 
denen beliebige Volumen gemessen werden können. 


Artikel 2 

1. Als volumetrischer Flüssigkeitszähler der EWG- 
Bauart gilt -ein Gerät, das ausschließlich aus einem 
Meßwerk und einem Zählwerk besteht, die beide 
den Vorschriften im Anhang zu dieser Richtlinie 
entsprechen. 

2. Als Meßanlagen für Flüssigkeiten gelten Meß- 
geräte, die außer dem im vorigen Paragraph defi- 
nierten Zählwerk gewisse Zusatzeinrichtungen ent- 
halten, die zum einwandfreien Arbeiten der Anlage 
erforderlich sind. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erteilen den Zählern der 
EWG-Bauart die EWG-Bauartzulassung und die 
EWG-Ersteichung. 

Die Mitgliedstaaten können verlangen, daß volu- 
metrische Flüssigkeitszähler der EWG-Bauart nur 
insoweit diesen Prüfverfahren unterzogen werden, 
als sie selbst entsprechende Prüfverfahren für ähn- 
liche Flüssigkeitszähler anwenden, die den einzel- 
staatlichen technischen Vorschriften entsprechen. 

Artikel 4 

Falls Flüssigkeitsmeßanlagen, in die volumetri- 
sche Flüssigkeitszähler der EWG-Bauart eingebaut 
sind, einer einzelstaatlichen Ersteichung unterwor- 
fen sind, gelten für sie die Fehlergrenzen, die in Ka- 
pitel II des Anhangs festgesetzt sind. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsbestimmungen, um sich 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntmachung anzupassen, und setzen hiervon die 
Kommission unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang 

zum Vorschlag einer Richtlinie für die Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Zähler für Flüssigkeiten außer Wasser 


KAPITEL I 

Vorschriften betreffend Zähler für Flüssigkeiten 
außer Wasser 

1. Definitionen 

1.1. Die kleinste Abgabemenge ist das kleinste 
Flüssigkeitsvolumen, dessen Messung für 
eine bestimmte Bauart zulässig ist. 

1.2. Als Meßkammerinhalt gilt das einem Arbeits- 
gang des Meßwerks entsprechende Volumen, 
wobei unter Arbeitsgang der Gesamtablauf 
der Bewegungen zu verstehen ist, durch den 
sämtliche Meßwerkteile zum erstenmal wie- 
der in die Ausgangsstellung gelangen. 

1.3. Der periodische Fehler ist die im Verlauf 
eines Arbeitsganges größtmögliche Differenz 
zwischen dem Volumen, das durch die Bewe- 
gung von Meßwerkteilen verdrängt wird, und 
dem entsprechenden Volumen, das so vom 
Zählwerk angezeigt wird, wenn das letztere 
ohne Spiel und Schlupf so mit dem Meßwerk 
verbunden ist, daß es am Schluß eines 
Arbeitsgangs das Volumen des Meßkammer- 
inhalts anzeigt. Der periodische Fehler kann 
gegebenenfalls durch eine geeignete Korrek- 
tureinrichtung verringert sein. 

2. Zählwerke 

2.1. Die Zähler müssen mit einem Zählwerk ver- 
sehen sein, das das gemessene Volumen in 
Kubikzentimeter oder Milliliter, in Kubik- 
dezimeter oder Liter oder in Kubikmeter an- 
zeigt. 

2.2. Das Zählwerk besteht aus einem oder meh- 
reren Zählgliedern, von denen dasjenige mit 
der Skala für den kleinsten Skalenwert 
„erstes Zählglied" genannt wird. 

2.3. Der Antrieb des Zählwerks durch das Meß- 
werk muß sicher und dauerhaft und mittels 
einer mechanischen oder permanent-magneti- 
schen Kupplung verwirklicht sein. 

2.4.1. Die Ablesung der Anzeige muß sicher, ein- 
fach und eindeutig sein, 

2.4.2. Wenn das Zählwerk aus mehreren ZählgLie- 
dern besteht, muß das ganze Zählwerk so 
ausgeführt sein, daß sich die Ablesung des 
Meßergebnisses durch einfache Zuordnung 
der Anzeigen der verschiedenen Zählglieder 
ergibt. 


2.5. Der Anzeigebereich eines Zählwerks muß 
gleich 1.10 n , 2.10 n oder 5.10 n zulässige Volu- 
meneinheiten sein, wobei n eine positive 
oder negative ganze Zahl oder Null ist. 

2.6. Die Anzeige eines Zählglieds darf schleichend 
(kontinuierlich) oder springend (diskontinu- 
ierlich) fortschreiten. 

2.7. Bei Teilgliedern mit schleichend fortschreiten- 
der Anzeige müssen eine Strichskale und eine 
Bezugsmarke vorhanden sein, mittels derer 
der gemessene Wert in jeder Skalenstellung 
bestimmt werden kann. 

2.8. Der Skalenwert des ersten Zählglieds muß 
1.1 0 n , 2.10 n oder 5.10 n zulässige Volumenein- 
heiten tragen. 

2.9. Mit Ausnahme des Zählgliedes mit dem größ- 
ten Anzeigebereich muß der Umdrehung eines 
Zählglieds ein Volumen von 10 n zulässigen 
Volumeneinheiten entsprechen, wenn die 
Skale dieses Zählglieds vollständig sichtbar 
ist. 

2.10. Bei Zeigerzählwerken muß sich der Zeiger 
im Uhrzeigersinn drehen. 

2.11. Bei einem Zählwerk mit mehreren Zählglie- 
dern muß eine Umdrehung des beweglichen 
Teiles eines Zählglieds, dessen Skale voll- 
ständig sichtbar ist, dem Skalenwert des fol- 
genden Zählglieds entsprechen. 

2.12. Bei einem Zählwerk mit mehreren Zählglie- 
dern muß die Anzeige eines Zählglieds mit 
springend fortschreitender Anzeige, mit Aus- 
nahme des ersten Zählglieds, um einen Zif- 
fernschritt fortschreiten, während die Anzeige 
des vorhergehenden Zählglieds um höchstens 
ein Zehntel seines Umlaufs fortschreitet. Die 
Bewegung muß enden, wenn das vorherge- 
hende Zählglied Null anzeigt. 

2.13. Wenn bei einem Zählwerk mit mehreren 
Zählgliedern nur ein Teil der Skalen des 
zweiten Zählglieds und der folgenden Zähl- 
glieder in Fenstern sichtbar ist, muß die An- 
zeige dieser letzteren Zählglieder springend 
fortschreiten. Die Anzeige des ersten Zähl- 
glieds darf schleichend oder springend fort- 
schreiten. 

2.14. Wenn sich die Anzeige aus nebeneinander 
stehenden Ziffern ergibt und die Bewegung 
des ersten Zählglieds springend fortschreitet, 
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dürfen rechts neben diesem Zählglied ein oder 
mehrere Blindnullen vorhanden sein. 

2.15. Wenn nur ein Teil der Skale des ersten Zähl- 
glieds in einem Fenster sichtbar ist und die 
Anzeige dieses Zählglieds schleichend fort- 
schreitet, kann eine Zweideutigkeit der Ab- 
lesung entstehen, die so weit wie möglich 
verringert werden soll. Zu diesem Zweck und 
um die Interpolation der Ablesung zu ermög- 
lichen, muß die Abmessung des Fensters in 
der Bewegungsrichtung der Skale mindestens 
gleich dem l,5fachen Abstand der Mittel- 
linien von zwei Skalenstrichen sein, die auf- 
einander folgenden Ziffern zugeordnet sind, 
und zwar so, daß immer zwei Skalenstriche, 
von denen einer beziffert ist, sichtbar sind. 
Das Skalenfenster kann asymmetrisch zur 
festen Bezugsmarke zugeordnet sein. 

2.16. Bei einer Skale mit Teilstrichen müssen die 
Teilstriche eine über die ganze Strichlinie 
konstante Stärke haben; die Strichstärke darf 
nicht größer sein als ein Viertel des Abstands 
der Mittellinien zweier benachbarter Teil- 
striche. 

Die. Teilstriche, die 1.1 0 n , 2.1 CF oder 5.10 11 zu- 
lässigen Volumeneinheiten entsprechen, dür- 
fen nur durch verschiedene Länge hervorge- 
hoben sein. 

2.17. Der tatsächliche oder scheinbare Abstand 
zwischen den Mittellinien zweier benachbar- 
ter Teilstriche darf nicht kleiner sein als 
2 mm. 

2.18. Die tatsächliche oder scheinbare Höhe der 
Ziffern darf nicht kleiner sein als 4 mm. 

3. Justiereinrichtungen 

3.1. Die Zähler müssen mit einer Justiereinrich- 
tung versehen sein, mittels derer das Verhält- 
nis zwischen dem angezeigten Volumen und 
dem Flüssigkeitsvolumen, das den Zähler 
durchflossen hat, geändert werden kann. 

3.2. Wenn die Justiereinrichtung dieses Verhält- 
nis diskontinuierlich ändert, dürfen sich die 
aufeinander folgenden Werte dieses Verhält- 
nisses nicht um mehr als 0,002 unterscheiden. 

3.3. Justiereinrichtungen mit Teilstromregelung 
sind unzulässig. 

4. Besondere Vorschriften über die kleinste Ab- 
gabemenge 

4.1. Die kleinste Abgabemenge muß so festgelegt 
sein, daß jeder der folgenden Werte höchstens 
gleich der Fehlergrenze nach Nrn. 2. und 3. 
des Kapitels II dieses Anhangs für diese Ab- 
gabemenge ist: 

1. das Volumen, das einer Länge von 2 mm 
auf der Skale des ersten Zählglieds und 


das Volumen, das Vs des Skalenwerts ent- 
spricht, wenn die Anzeige des ersten Zähl- 
glieds schleichend fortschreitet; 

2. das Volumen, das zwei Ziffernschritten 
entspricht, wenn die Anzeige des ersten 
Zählglieds springend fortschreitet; 

3. der Fehler, der bei normalem Betrieb durch 
Spiel oder Schlupf in der Übertragung der 
Bewegung des Meßwerks auf das erste 

| Zählglied des Zählwerks entsteht; 

4. das Doppelte des periodischen Fehlers. 

! 4.2. Bei der Festlegung der kleinsten Abgabe- 
menge muß außerdem, wenn es erforderlich 
ist, der Einschluß der zusätzlichen Teile der 
Meßanlage gemäß den Vorschriften, die über 
diese Meßanlagen in Einzelrichtlinien festge- 
legt sind, berücksichtigt werden. 

4.3. Die kleinste Abgabemenge muß 1.1 0 n , 2.10 11 
oder 5.10 11 zulässige Volumeneinheiten betra- 
gen, wobei n eine positive oder negative 
ganze Zahl oder Null ist. 


5. Größte und kleinste Durchflußstärke 

5.1. Die größte und die kleinste Durchflußstärke 
werden bei der Zulassung entsprechend den 
Ergebnissen der vorhergegangenen Zulas- 
sungsprüfung festgesetzt. Der Zähler muß 
während einer in der Bauartzulassung festzu- 
setzenden Betriebszeit in der Nähe der größ- 
ten Durchflußstärke arbeiten können, ohne 
daß seine meßtechnischen Eigenschaften merk- 
lich beeinträchtigt werden. 

5.2. Das Verhältnis der größten zur kleinsten 
Durchflußstärke muß mindestens gleich 10 für 
Zähler im allgemeinen und gleich 5 bei Zäh- 
lern für verflüssigte Gase sein. 


6. Einfluß der Art der Flüssigkeit, der Tempera- 
tur und des Druckes 

6.1. Bei der Zulassung eines Zählers müssen die 
Flüssigkeiten, für deren Messung der Zähler 
bestimmt ist, die Temperaturgrenzen für die 
zu messende Flüssigkeit, wenn diese Grenzen 
niedriger als —10° C oder höher als +50° C 
sind, sowie der maximale Betriebsdruck fest- 
gelegt werden. 

6.2. Bei der Zulassungsprüfung einer Zählerbau- 
art muß sich ergeben, daß die Änderungen 
des Zählers, die auf die maximalen Ände- 
rungen der charakteristischen Eigenschaften 
der Flüssigkeit, des Druckes und der Tempera- 
tur der Flüssigkeit zurückzuführen sind, in 
den Grenzen, wie sie bei der Zulassung fest- 
gelegt werden sollen, für jeden dieser Fak- 
toren die Hälfte der in Nrn. 1., 2. und 3. des 
Kapitels II dieses Anhangs festgesetzten 
Werte nicht überschreiten. 
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7. Fehlgrenzen für die Zähler allein 

7.1. Wenn der Neueichung einer Maßanlage eine 
Vorprüfung des Zählers allein vorausgeht und 
die für die Prüfung benutzte Flüssigkeit die 
gleiche wie die ist, für die der Zähler vorge- 
sehen ist, sind die Fehlergrenzen für diese 
Prüfung gleich der Hälfte der in den Nrn. 1., 
2. und 3. des Kapitels II dieses Anhangs fest- 
gesetzten Werte, jedoch nicht weniger als 
0,3 °/o der gemessenen Menge. 

7.2. Wenn jedoch die Meßunsicherheit nicht aus- 
reichend klein gehalten werden kann, um 
diese Regel anzuwenden, können bei der Zu- 
lassung die Fehlergrenzen innerhalb der in 
den Nrn. 1., 2. und 3. des Kapitels II dieses 
Anhangs angegebenen Grenzen vergrößert 
werden. 

7.3. Außerdem können bei der Zulassung ver- 
kleinerte oder verschobene Fehlergenzen für 
die Vorprüfung festgelegt werden, wenn bei 
der Vorprüfung des Zählers nur eine der für 
den Zähler vorgesehenen Flüssigkeiten oder 
eine andere als die vorgesehene Flüssigkeit 
verwendet werden soll. 

Im letzteren Fall (d. h. wenn bei der Vorprü- 
fung eine andere als die für den Zähler vor- 
gesehene Flüssigkeit verwendet wird) kön- 
nen bei der Zulassung für die Vorprüfung 
Durchflußstärken festgesetzt werden, die 
außerhalb des Bereichs zwischen größter und 
kleinster Durchflußstärke liegen. 

7.4. Bei der Zulassung einer Zählerbauart allein 
gelten die in Nr. 7 festgesetzten Fehlergren- 
zen. 

8. Bezeichnungen 

8.1. Jeder Zähler muß in der Nähe der Skalen 
oder auf einem besonderen Schild deutlich 
lesbar und unverwischbar folgende Aufschrif- 
ten tragen: 

a) das Zulassungszeichen, 

b) Namen und Anschrift des Herstellers oder 
seine Fabrikmarke, 

c) gegebenenfalls eine besondere Typenbe- 
zeichnung des Herstellers, 

d) eine Fabriknummer und das Jahr der Her- 
stellung, 

e) den Meßkammerinhalt, 

f) die größte und die kleinste Durchfluß- 
stärke, 

g) den maximalen Betriebsdruck, 

h) den Temperaturbereich, falls das Meßgut 
bei einer Temperatur gemessen werden 
soll, die außerhalb des Bereichs von 
-10° C bis +50° C liegt, 

i) die Art des Meßgutes und die Grenzen der 
kinematischen oder dynamischen Viskosi- 


tät, falls die Meßgutbezeichnung allein die 
Zähigkeit nicht hinreichend charakterisiert. 
Die kinematische Viskosität ist in Quadrat- 
meter pro Sekunde oder in Centistoke an- 
zugeben. 

Die dynamische Zähigkeit ist in Newton- 
Sekunden pro Quadratmeter oder in Centi- 
poise anzugeben. 

8.2. In der Nähe der Skala müssen folgende Be- 
zeichnungen sichtbar angebracht sein: 

a) die Einheit der Anzeige des gemessenen 
Volumens, 

b) die kleinste Abgabemenge. 

8.3. Die Strömungsrichtung der Flüssigkeit muß 
durch einen Teil auf dem Meßwerkgehäuse 
angezeigt sein, wenn ein Irrtum möglich ist. 

8.4. Bei auseinandernehmbaren Zählern für ge- 
nießbare Flüssigkeiten müssen die Fabrik- 
nummern oder die letzten drei Ziffern dieser 
Nummer auf demjenigen Teil wiederholt wer- 
den, deren Austausch einen Einfluß auf das 
Meßergebnis haben kann. 

8.5. Das Zählwerk darf eine besondere Typenbe- 
zeichnung und Fabriknummer tragen. 

9. Stempelstellen 

9.1. Sicherungsstempelstellen müssen den Zugang 
zu Stellen, an denen die Messung beeinflußt 
werden kann, sowie das völlige oder teil- 
weise Auseinandernehmen des Zählers ver- 
hindern, sofern dieses Auseinandernehmen 
nicht in der Zulassung genehmigt worden ist 
(auseinandernehmbare Zähler für flüssige 
Nahrungsmittel) . 

9.2. Am Meßwerk, am Zählwerk oder an deren 
Gehäuse muß eine mit einem wichtigen Teil 
fest verbundene Hauptstempelstelle, die ohne 
Demontage sichtbar ist, vorgesehen sein. 

9.3. Bei der Zulassung kann vorgeschrieben wer- 
den, daß an den auswechselbaren Teilen aus- 
einandernehmbarer Zähler in der Nähe , der 
Ziffern nach Nr. 8.4. Stempelstellen vorzu- 
sehen sind. 


KAPITEL II 

Fehlergrenzen für die Meßanlagen 

1. Wenn ein Zähler in eine Meßanlage eingebaut 
ist, so gelten bei der Ersteichung dieser Meßanlage 
unter den üblichen Gebrauchsbedingungen und in 
dem Anwendungsbereich, der in der Zulassung im 
einzelnen festgelegt ist, die in nachstehender Ta- 
belle angegebenen Fehlergrenzen als Plus- oder 
Minusabweichung in Abhängigkeit von der gemes- 
senen Menge: 
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Gemessene Menge 


Fehlergrenze ^ 


von 0,02 bis 0,1 1 
von 0,1 bis 0,2 1 
von 0,2 bis 0,4 1 
von 0,4 bis 1 1 
von 1 bis 2 1 

2 1 oder mehr 


2 ml 

2 '% der gemessenen Menge 
4 ml 

1 % der gemessenen Menge 
10 ml 

0,5 % der gemessenen Menge. 


2. Die Fehlergrenze für die kleinste Abgabemenge 
ist jedoch das Doppelte des in Nr. 1 des Kapitels II 
dieses Anhangs festgelegten Wertes, und unabhän- 
gig von der gemessenen Menge ist die Fehlergrenze 
in keinem Falle kleiner als der für die kleinste Ab- 
gabemenge festgesetzte Wert. 


3. Wegen der besonderen Schwierigkeiten bei der 
Prüfung betragen die Fehlergrenzen bei Meßanlagen 
für verflüssigte Gase oder für andere Flüssigkeiten, 
die außerhalb des Bereichs von —10° C bis +50° C 
gemessen werden, sowie bei Meßanlagen, deren 
kleinste Durchflußstärke höchstens 1 ltr. pro Stunde 
beträgt, das Doppelte der in den Nrn. 1. und 2. des 
Kapitels II dieses Anhangs angegebenen Werte. 

4. Wenn bei der Ersteichung alle Fehler das gleiche 
Vorzeichen haben, muß wenigstens einer von ihnen 
die unter Nr. 7.1 des Kapitels I festgesetzten Gren- 
zen einhalten. 
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Begründung 


Die folgende Richtlinie ergeht in Anwendung von 
Artikel 100 des Vertrags und auf Grund des Richt- 
linienvorschlags des Rates vom über Meß- 

geräte, der von der Kommission dem Rat am 
14. April 1966 vorgelegt worden ist. 1 ) 

Ziel der Richtlinie ist die Beseitigung der inner- 
gemeinschaftlichen technischen Handelshemmnisse, 
die gegenwärtig auf dem Sektor der Flüssigkeits- 
zähler infolge der Unterschiedlichkeit der in den 
Mitgliedstaaten geltenden einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften über diese Geräte bestehen. 

Eine vergleichende Prüfung der für Zähler in den 
Mitgliedstaaten geltenden Regelungen hat gezeigt, 
daß sich die Unterschiede nicht nur auf die tech- 
nischen Vorschriften über Bau, Betrieb und Genauig- 
keit beschränken, sondern sich auch auf die Modali- 
täten der Prüfung erstrecken, denen diese Geräte 
vor dem Vertrieb unterworfen werden. 

Auf der Ebene des Warenverkehrs wirkt sich diese 
Sachlage dadurch aus, daß die Hersteller gezwun- 
gen sind, ihre Produktion zu diversifizieren, um 
sich jeweils der in dem Mitgliedstaat geltenden 
Regelung anzupassen, in dem das Gerät verwendet 
werden soll, ferner dadurch, daß sie sich wiederhol- 
ten Kontrollen mit wechselnden Modalitäten zu 
unterwerfen haben. 

Die derzeitigen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
haben ihre Berechtigung in der legitimen Sorge um 
den Schutz der Verbraucher und Benutzer, so daß 
eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften als das 
einzig mögliche Mittel erscheint, die aus der Unter- 
schiedlichkeit dieser Vorschriften herrührenden 
Nachteile zu beseitigen und damit die zur Aufrich- 
tung des Gemeinsamen Marktes erforderlichen Vor- 
aussetzungen zu schaffen. 

Die Richtlinie enthält einen juristischen Teil und 
einen technischen Anhang. 

Artikel 1 des juristischen Teils setzt den Geltungs- 
bereich der Richtlinie fest. 

Hauptziel der Richtlinie ist die Beseitigung der 
technischen Handelshemmnisse auf dem Gebiet der 
eigentlichen Flüssigkeitszähler, d. h. der Meßwerke 
und Zählwerke. Sie bezweckt ferner, die sofortige 
Benutzung der Geräte in solchen Anlagen zur Flüs- 
sigkeitsmessung zu ermöglichen, in die sie einge- 
baut werden, und zwar durch Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Vorschriften über die Fehlergren- 
zen dieser Meßanlagen. 

Artikel 2 setzt fest, daß Meßgeräte, die den im An- 
hang zur Richtlinie festgesetzten Vorschriften ent- 
sprechen, als EWG-Meßgeräte gelten. Die Trag- 
weite der Zuerkennung der Bezeichnung EWG-Meß- 
geräte ist in Artikel 2 der Richtlinie des Rates vom 

über Meßgeräte definiert, wo es heißt: 

„EWG-Meßgeräte können unter den gleichen Be- 
dingungen vertrieben und verwendet werden, wie 
sie für Meßgeräte gelten, die den einzelstaat- 
lichen technischen Vorschriften genügen." 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 182 
vom 12. Oktober 1966 COM (66) 123 bis 126 endg. 


Artikel 3 schreibt vor, daß EWG-Flüssigkeitszähler 
in den Genuß der EWG-Bauartzulassung und der 
EWG-Ersteichung gelangen. 

Artikel 4 setzt fest, daß die Fehlergrenzen für Flüs- 
sigkeitsmeßanlagen bis zur Erstellung einer ent- 
sprechenden Einzelrichtlinie sofort festgelegt werden. 
Er verweist auf den zweiten Teil des Anhangs, in 
dem die Fehlergrenzen solcher Anlagen festgelegt 
sind. Auf diese Weise wird die sofortige Verwen- 
dung der Flüssigkeitszähler als solche in Meßan- 
lagen ermöglicht. 

Artikel 5 und 6 sind allen Richtlinien gemeinsam. 
In ihnen wird die Frist für die Inkraftsetzung der 
Richtlinie festgesetzt und ausgesprochen, daß diese 
an die Mitgliedstaaten gerichtet ist. 

Flüssigkeitsmeßanlagen sowie Zusatzeinrichtungen 
zu Flüssigkeitszählern wie Nullstelleinrichtungen, 
Rechenwerke, Preisanzeiger, Druckwerke, Preiswäh- 
ler und Mengenwähler werden in späteren Richt- 
linien behandelt werden. 

Harmonisierungslösung 

Die hier angewendete Harmonisierungslösung ist 
die sogenannte Alternativlösung. Dies besagt, daß 
EWG-Geräte zwischen Mitgliedstaaten in derselben 
Weise vertrieben und verwendet werden können, 
wie dies für Meßgeräte, die die einzelstaatlichen 
Kontrollen erfüllt haben, innerhalb jedes einzelnen 
Mitgliedstaates gilt. Im Gegensatz zu dem, was die 
Kommission in ihrem Richtlinienvorschlag betref- 
fend Meßgeräte befürwortet hatte, der dem Rat am 
14. April 1966 zugeleitet wurde, ist in diesem Richt- 
linienvorschlag kein Datum vorgeschrieben, an dem 
die Alternativlösung in die vollständige Harmoni- 
sierung übergehen soll. 

Es zeigte sich nämlich, daß es vorläufig noch nicht 
möglich ist, eine vollständige Harmonisierung der 
Vorschriften über die Meßgeräte vorzusehen, da 
eine Reihe Voraussetzungen hierfür noch nicht ge- 
geben sind. Tatsächlich ist die Harmonisierung zahl- 
reicher Bestimmungen, insbesondere betreffend die 
Kontrollgebühren, die verschiedenen Anwendungs- 
bereiche der Meßgeräte in den Mitgliedstaaten, die 
Struktur und die Prüfungspraktiken der metrolo- 
gischen Dienste noch nicht begonnen oder noch nicht 
weit fortgeschritten. 

Im Hinblick auf die obenstehenden Ausführungen 
beabsichtigt die Kommission übrigens, dem Rat (ge- 
mäß Artikel 149 Abs. 2 des Vertrages) unverzüglich 
einen überarbeiteten Vorschlag des Richtlinienvor- 
schlags Meßgeräte im allgemeinen zu übermitteln. 

Konsultation des Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialaussdiusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2 erscheint notwendig. Die In- 
kraftsetzung der in der Richtlinie vorgesehenen Be- 
stimmungen erfordert nämlich in manchen Mitglied- 
staaten eine Änderung ihrer Rechtsvorschriften. 
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Anhang zur Begründung des Entwurfs 
einer Richtlinie „Zähler für Flüssigkeiten" 

In den Mitgliedstaaten geltende Rechtsvorschriften für Flüssigkeitszähler 


1. Belgien 

— Gesetz vom 1. Oktober 1855, geändert durch 
Gesetz vom 1. August 1922 und durch König- 
lichen Erlaß Nr. 79 vom 28. November 1939. 

— Königlicher Erlaß vom 1. Dezember 1931. 

2. Deutschland 

— Maß- und Gewichtsgesetz vom 13. Dezember 
1935, § 9. 

— - Eichordnung §§ 231 — 280. 

3. Frankreich 

— Erlaß vom 5. August 1957 über Bau, Eichung 
und Verwendung von Geräten zur Messung 
genießbarer Flüssigkeiten. 

— Dekret vom 12. April 1955, Erlaß vom 15. Ja- 
nuar 1960 und Erlaß vom 18. Januar 1956, 
mit Änderung durch Erlaß vom 20. Januar 
1960, über Meßgeräte für flüssige Brenn- und 
Schmierstoffe. 

4. Italien 

— Maß- und Gewichtsgesetz (Leggi sui Pesi e 
sulle Misure) vom 23. August 1890 Nr. 7088 
nebst Änderungen. 


— Regelung über die Herstellung von Gewich- 
ten, Maßen sowie von Wägeeinrichtungen 
und Meßgeräten vom 12. Juni 1902 nebst 
Änderungen. 

5. Luxemburg 

— Gesetz vom 17. Mai 1882 über Maße und Ge- 
wichte mit Änderung durch Gesetz vom 
28. Dezember 1883. 

— Großherzoglicher Erlaß vom 5. April 1936 
mit Festsetzung der Verwendungsbedingun- 
gen von Geräten für den Verkauf von Flüs- 
sigkeiten durch automatische Abfüllung. 

6. Niederlande 

— Gesetz über die Eichung von Meßgeräten vom 
22. April 1937, zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 6. Juni 1968. 

— Königlicher Erlaß (besluit) vom 29. April 1939, 
zuletzt geändert durch Königlichen Erlaß vom 
6. Januar 1962. 

— Beschluß (beschikking) des Wirtschaftsmini- 
sters vom 9. Mai 1939. 
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